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Fragen Sie nach detaillierten Unterlagen
im autorisierten Fachhandel.

Rüegg-Naegeli AG Beethovenstrasse 49, 8002 Zürich
Telefon 044 204 62 62, www.ruegg-naegeli.ch

Scherrer Mühlestrasse 10, 8400 Winterthur
Telefon 052 212 29 41, www.designmoebel.ch

wohnbedarf wb ag Talstrasse 11–15, 8001 Zürich
Telefon 044 215 95 95, www.wohnbedarf.ch

Ambiente Einrichtungskonzepte AG Marktgasse 6
8640 Rapperswil, Telefon 055 220 41 00 , www.ambiente.ch

Andome Innenarchitektur AG Wülflingerstrasse 14
8400 Winterthur, Telefon 052 267 00 50, www.andome.ch

Hugo Peters AG Schifflände 32, 8001 Zürich
Telefon 044 265 11 00, www.hugo-peters.ch

Zusammenspiel USM Möbelbausysteme
sind feste Werte für flexible Lösungen.
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Eidgenössische Abstimmung
vom 22. September

1. «Aufhebung der Wehrpflicht»
rz. ^ Die Gruppe für eine Schweiz ohne
Armee (GSoA) will die Militärdienst-
pflicht für Schweizer Bürger abschaffen
und die heutige Armee durch eine mar-
kant verkleinerte Freiwilligenmiliz er-
setzen. Auch der Zivildienst soll auf
freiwilliger Basis fortgeführt werden.
Die Initiative «Ja zur Aufhebung der
Wehrpflicht» wird vom rot-grünen La-
ger unterstützt. Der Bundesrat und die
bürgerlichen Parteien im eidgenössi-
schen Parlament widersetzen sich dem
Ansinnen, weil die Abschaffung der
Militärdienstpflicht unkalkulierbare
Konsequenzen für die Sicherheit der
Schweiz habe. Die auf dem Milizprinzip
aufgebaute Bürgerarmee habe sich be-
währt. – Die NZZ empfiehlt die Initia-
tive zur Ablehnung.

Parteien:
Ja: SP, Grüne, Juso
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Nein: SVP, FDP, CVP, BDP, GLP, EVP, EDU, AL, Jung-

freisinnige, Junge SVP, Junge BDP
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Verbände und Organisationen:
Ja: GSoA, Schweizerischer Friedensrat
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Nein: Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz, Feuer-

wehr (MZF), Landeskonferenz der militärischen
Dachverbände, Zivilschutzverband, Economie-
suisse, SOG, SGV, Pro Militia, Pro Tell, Auns

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

2. Bundesgesetz über die Bekämp-
fung übertragbarer Krankheiten des
Menschen (Epidemiengesetz)
cs. ^ Das Epidemiengesetz korrigiert
unklare Kompetenzregelungen zwi-
schen Bund und Kantonen und
schliesst Lücken im Vollzug. Es löst das
Gesetz von 1970 ab und ist eine Anpas-
sung an veränderte Gefahrenlagen, die
bei übertragbaren Krankheiten für die
Bevölkerung bestehen. Rechtsbürger-
liche Kreise und prinzipielle Impf-
gegner haben gegen die Reform das
Referendum ergriffen. Das Impfobliga-
torium ist im neuen Gesetz aber enger
gefasst, indem es nur noch bei effekti-
ver Gefahr gegen ausgewählte Perso-
nengruppen befristet ausgesprochen
werden darf. Für einen effizienten
Schutz der Bevölkerung vor Infektions-
krankheiten und Epidemien braucht es
das neue Gesetz. – Die NZZ empfiehlt
das Epidemiengesetz zur Annahme.

Parteien:
Ja: SP, FDP, CVP, BDP, Grüne, GLP, EVP, Jungfrei-

sinnige, Juso, Junge Grüne
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Nein: SVP, EDU, Junge SVP
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Verbände und Organisationen:
Ja: FMH, Hausärzte Schweiz, H+, Dachverband

schweiz. Patientenstellen, SBK, Konsumenten-
forum

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Nein: Bürger für Bürger, Schweiz. Verein für

Homöopathie
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

3. Änderung des Bundesgesetzes
über die Arbeit in Industrie, Gewerbe
und Handel (Tankstellenshop-Gesetz)
nic. ^ Das Parlament hat entschieden,
dass Angestellte in Tankstellenshops
auf Autobahnraststätten und an Haupt-
verkehrswegen mit starkem Reisever-
kehr rund um die Uhr beschäftigt wer-
den dürfen. Damit könnten in diesen
Shops auch zwischen 1 und 5 Uhr
nachts sämtliche Artikel angeboten
werden. Bis anhin beschränkte sich das
Sortiment auf den Gastrobereich. Über
die Gesetzesänderung abgestimmt
wird, weil die Gewerkschaften zusam-
men mit Kirchen- und Frauenorganisa-
tionen sowie linken Parteien und Ar-
beitsmedizinern das Referendum er-
griffen haben. Sie befürchten eine Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen
für die Arbeitnehmer mit Konsequen-
zen für den gesamten Detailhandel. Die
NZZ empfiehlt die Änderung des Bun-
desgesetzes zur Annahme.

Parteien:
Ja: SVP, FDP, CVP, GLP, BDP
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Nein: SP, Grüne, EVP, EDU
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Verbände und Organisationen:
Ja: SGV, TCS, ACS, EV, VTSS, Strasseschweiz,

Konsumentenforum, IG Freiheit, Economiesuisse
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Nein: Unia, SGB, Travail Suisse, Justitia et Pax, SEK,

VCS, Syna, Gesellschaft für Arbeitsmedizin
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

ANZEIGE

Machtlos gegen Facebook
Bericht der Berner Stadtregierung zur Tanz-Demo vom Mai

Innert weniger Tage meldeten
sich via Facebook Tausende zur
Berner Tanz-Demo im Mai an.
Die Polizei war machtlos, weil
die Organisatoren anonym
blieben und das Netzwerk nicht
reagierte. Nun fordert die Berner
Regierung schärfere Vorschriften.

Daniel Gerny, Bern

Das Schreiben verliess die Berner Post-
stelle am 26. März 2013 eingeschrieben
in Richtung Irland. Die Sicherheits-
direktion der Stadt und die Berner Kan-
tonspolizei forderten darin dazu auf, die
Identität des Kontoinhaber der Seite
www.facebook.com/tanzdichfrei be-
kanntzugeben. Doch am Hauptsitz von
Facebook Irland reagierte man nicht auf
die Anfrage. Obwohl das Schreiben auf
Englisch abgefasst war, blieb es «bis
heute unbeantwortet und ohne Reak-
tion», wie es in einem Bericht des Ber-
ner Gemeinderates zur «Tanz-Dich-
frei!»-Demo vom 25. Mai heisst.

Die Demo artete völlig aus. In der
Stadt kam es zu schweren Ausschreitun-
gen, am Tag danach zeigte sich in Bern
ein Bild der Verwüstung: Trotz massi-
vem Polizeieinsatz, der über 800 000
Franken kostete, kam es zu Sachschä-
den von gegen 900 000 Franken. Insge-
samt beliefen sich die Folgekosten auf
über zwei Millionen Franken. Zwar
seien die Behörden schon im Vorfeld
von einem gewalttätigen Kern ausge-
gangen, doch sie hätten das Ausmass
unterschätzt, heisst es in der Analyse,
die die Berner Stadtregierung am Frei-
tag vorlegte.

Nur eine Minderheit handelte ge-
waltbereit, doch sie tat es im Windschat-
ten einer grossen Masse. Der Gemein-
derat bezeichnet deshalb die Grösse der
Veranstaltung als eines der Hauptpro-
bleme. Das andere sei die Anonymität
der Organisatoren. Beide Phänomene
sind massgeblich auf die Mobilisierung
über soziale Netzwerke zurückzufüh-
ren. Via Facebook verbreitete sich der
Aufruf zur Demo wie ein Lauffeuer –

ohne dass bekannt war, wer dahinter-
steckte. An Silvester 2012 erfolgte der
erste Aufruf, wenige Tage später hatten
bereits 3000 Personen ihre Teilnahme
angekündigt. Im Mai waren es 13 000.

Doch trotz dem sich abzeichnenden
Ausmass der Veranstaltung gelang es
den Behörden nicht, die Urheber zu
eruieren: Mehrere Versuche, mit den
Veranstaltern Kontakt aufzunehmen,
scheiterten. Auch eine persönliche und
in freundlichem Ton verfasste Nachricht
von Polizeidirektor Reto Nause via
Facebook an die «lieben Tänzerinnen
und Tänzer» verhallte. Für die Sicher-
heitsbehörden war es deshalb nur unter
erschwerten Bedingungen möglich, ein
Dispositiv zu erarbeiten. Erst zwei Wo-
chen vor der Demo gaben die Organisa-
toren die Demo-Route bekannt – an-

onym und via Facebook. – Dass Face-
book selbst vor diesem Hintergrund
nicht kooperiert, verärgert die Berner
Regierung: Denn gemäss den Standards
sowie der Erklärung der Rechte und
Pflichten der Facebook-Gemeinschaft
würden illegale Handlungen und Inhal-
te sowie eine Bedrohung der öffent-
lichen Sicherheit von Facebook nicht
toleriert. Zwar macht die Regierung
Facebook für die Ereignisse nicht ge-
rade verantwortlich: «Doch es ist stos-
send, dass sich das Unternehmen wei-
gert, mit den Behörden in Kontakt zu
treten, obwohl dies versucht wurde.»
Die Regierung will nun prüfen, «ob das
geltende Recht angepasst werden müs-
se, damit Facebook bereits im Vorfeld
gezwungen werden könnte, mit den Be-
hörden zu kooperieren.»

Italienisches
Versprechen

Neat-Abkommen noch 2013

Tz. Rom ^ Zum Abschluss eines zwei-
tägigen Arbeitsbesuchs in Rom hat
Bundesrätin Doris Leuthard am Freitag
an einer Medienkonferenz mit Genug-
tuung festgestellt, dass auch die neue
italienische Regierung die Schweizer
Verlagerungspolitik im Gütertransport
unterstützt und sich um die Sicherstel-
lung adäquater Zulaufstrecken und Ter-
minals für die Neat bemühen will. Beim
Treffen Leuthards mit dem Transport-
minister Maurizio Lupi wurde verein-
bart, bis Ende 2013 zur Konkretisierung
der Projekte ein interministerielles Ab-
kommen mit einer «Roadmap», einem
Zeit- und Finanzierungsplan, zu erzie-
len, worauf die Vorhaben den Parla-
menten beider Länder zur Ratifizierung
unterbreitet werden sollen.

Leuthard wiederholte auch das An-
gebot der Eidgenossenschaft, Italien
mit einem Kredit von 230 Millionen
Franken bei den Ausbauarbeiten zu
unterstützen. Beim Treffen versicherte
Lupi überdies, dass sich sein Land um
eine baldige Wiederaufnahme des we-
gen Arsen-Vorkommen suspendierten
Baus der Bahnlinie Mendrisio–Varese
bemühen wolle. Der Verbindung wird
auch im Blick auf die Expo 2015 grosse
Bedeutung zugemessen. Die Gesprä-
che, die Leuthard mit dem Minister für
wirtschaftliche Entwicklung, Flavio Za-
nonato, führte, drehten sich sodann um
die Energiestrategien beider Länder,
über die Verhandlungen über ein
Stromabkommen mit der EU sowie
über die Fortschritte bei dem auch für
die Schweizer Versorgung wichtigen
Bau der transadriatischen Pipeline.

Zanonato sicherte der Schweiz Un-
terstützung bei den Verhandlungen mit
der EU zu, und beide Politiker bekräf-
tigten den Willen zu einer noch intensi-
veren bilateralen Kooperation. Beim
Gespräch mit dem Umweltminister An-
drea Orlando wurden zahlreiche um-
weltpolitische Fragen erörtert – bis hin
zum angemessenen Umgang mit ge-
schützten Raubtieren wie dem Bären,
dem Wolf und dem Luchs. Bei ihrem
Besuch traf Leuthard auch den Vorsit-
zenden der Alpenkonvention, den frü-
heren Umweltminister Corrado Clini.

Maskierte an der «Tanz dich frei»-Aktion im Mai 2013 in Bern. MARCEL BIERI / KEYSTONE

Näher, als man denkt
Zweiter Schweizer Bildungstag zu Bildung und Wirtschaft

msc. Bern ^ Unter dem Motto «Bildung
und Wirtschaft im Dialog» haben die
Dachverbände der Schweizer Lehrer-
schaft, LCH und SER, am Freitag zum
Zweiten Bildungstag nach Bern ge-
laden. Zur Anregung der Diskussion
war von den Lehrerverbänden ein Pa-
pier verfasst worden, dessen vor allem
zur Berufsbildungspolitik verfasste
Thesen Zündstoff bergen (NZZ
6. 9. 13). Deren Inhalt ist noch nicht
offizielle Verbandspolitik, deshalb kam
die Aufregung im Vorfeld – wie sie da
und dort zu beobachten war – verfrüht.
Man wird sehen, was dann im angekün-
digten Positionspapier konkret stehen
wird. Jedenfalls zeigte sich am Bildungs-
tag, dass es um die Harmonie zwischen
«der Schule» und «der Wirtschaft» nicht
so schlecht bestellt ist und dass die Vor-
stellungen der Spitzenvertreter nicht
meilenweit auseinanderliegen.

Mehr Verständnis für ihren Beruf
und eine stärkere Honorierung, nicht
nur pekuniär, erwarten die Lehrer aller-
dings schon. An die Adresse der Arbeit-
geber sagte LCH-Zentralpräsident Beat
W. Zemp: «Es würde uns guttun, wenn
Sie uns nicht nur kritisieren, sondern
auch mal sagen, was die Schule alles
leistet.» Und das ist in heutigen Tagen
sicherlich eine ganze Menge. Im Zen-
trum vieler Diskussionen stand aber die
Berufsbildung, und es herrschte weit-
herum fast zu grosse Einigkeit, dass es
nichts Besseres als das duale System
gibt. Der Arbeitgeberpräsident Valen-
tin Vogt stellte in Abrede, dass das
Interesse der Unternehmungen an der
Lehrlingsausbildung abnimmt. «Das
System lebt, und wir pflegen das Sys-
tem», gab er zu Protokoll.

Einer stärkeren Regulierung etwa in
Form einer Abgabe, die jene Firmen zu
leisten hätten, die keine Lehrlinge aus-
bilden, erteilten die Wirtschaftsvertre-
ter erwartungsgemäss eine Absage. Sei
die Lehrlingsausbildung nicht mehr frei-
willig, steige die Gefahr, dass der Kon-
sens über die duale Berufsbildung ver-
loren gehe, sagte Rudolf Minsch, der
Chef ad interim von Economiesuisse.
Auch widersprach er der von der Leh-
rerschaft vorgebrachten Kritik, dass
Steueroptimierungen der Unternehmen
schädlich seien für die Schule, weil der
Staat immer weniger Geld für Bildung
ausgeben könne. «In der Summe wächst
der Kuchen, den man verteilen kann»,
meinte Minsch dazu.

Auch im Kontext der Auseinander-
setzungen um IT-Produkte an Schulen
war das Motto des Bildungstags aktuell.
Zweifellos gehören junge Menschen zu
den attraktivsten Zielgruppen kommer-
zieller Anliegen. Schulen können ein
günstiges Einfallstor sein. Wo sind aber
nun die Grenzen von Werbung und
Marketing im Klassenzimmer? Hier-
über scheinen sich die Geister zu schei-
den. So wurde etwa in einer Gruppen-
diskussion von Praktikern dezidiert ge-
sagt, viele Lehrer und Schulen seien –
auch aus Budgetgründen – froh um An-
gebote aus der Wirtschaft. Genannt
wurde das Engagement des TCS in der
Unfallprävention. Ein Versicherungs-
vertreter sagte, es gebe zuhauf Anfra-
gen von Schulen, zum Beispiel wegen
Materialien. Gleichzeitig jedoch gehen
Bemühungen dahin, Schulen genau da-
vor zu schützen. Hierzu müssten inner-
halb der Lehrerschaft die Standpunkte
wohl noch genau geklärt werden.


